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KW 4: Corona und kein Ende? Neue Studie: Der
tiefe Fall der europäischen Kultur- und
Kreativwirtschaft, ...
... Neu: Politik & Kultur 2/2021, Text der Woche, Neuerscheinung: Die
Auseinandersetzung mit der Geschichte ist nie abgeschlossen

Sehr geehrte Damen und Herren,
 
die Corona-Pandemie scheint kein Ende zu nehmen. In einem Monat jährt sich der erste
Lockdown. Vor einem Jahr hielten wir den Atem an bei den Bildern aus Bergamo und
anderen italienischen Städten. Menschen klatschten auf den Balkonen, um den Ärztinnen
und Krankenpflegern für ihren Einsatz zu danken. Es bestand ein Hin und Her, ob Masken
denn überhaupt schützen können, dann langsam wurde zu Alltagsmasken geraten und heute
ist in einigen Bundesländern das Tragen einer FFP2-Maske in öffentlichen Verkehrsmitteln
Pflicht. Homeoffice am Anfang noch ein Abenteuer, ist für viele inzwischen seit Monaten
Realität – mit allen damit verbundenen Schwierigkeiten und Problemen. Und in der Kultur?
 
Grundsicherung
 
Schnell wurden Hilfen auf den Weg gebracht: Die Grundsicherung wurde für Selbständige
geöffnet, sie müssen nicht dem Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen, ihr Vermögen darf
60.000 Euro betragen, die Alterssicherung muss nicht angetastet werden und die Miete
sowie die Nebenkosten werden in tatsächlicher Höhe bezahlt. Angerechnet wird allerdings
nach wie vor das Einkommen der sogenannten Bedarfsgemeinschaften, also des
Lebenspartners oder der -partnerin. Von den zum 1. Januar 2020 der Künstlersozialkasse
gemeldeten 189.694 Versicherten haben 9.125 Versicherte die Grundsicherung in Anspruch
genommen (Bundestagsdrucksache 19/25871). Das entspricht 4,8 Prozent. Diese
Versicherten sind nach wie vor über die Künstlersozialkasse rentenversichert. Die Beiträge
zur Kranken- und Pflegeversicherung laufen über die jeweiligen Jobcenter.
 
Einkommenskorrektur
 
Nach Angaben der Künstlersozialversicherung (KSK) haben mehr als 50.000 Versicherte im
Laufe des Jahres 2020 ihre Einkommensschätzung aus dem November 2019 für das Jahr
2020 korrigiert. Diese Einkommensschätzung ist Grundlage für die Berechnung der
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherungsbeiträge. Die Mehrzahl der Korrekturmeldungen
hatte eine Anpassung nach unten zum Gegenstand, einige Versicherte haben ihr
Einkommen allerdings auch nach oben korrigiert. Sie erzielten also höhere Einnahmen als
im November 2019, also noch vor Corona, vorausgeschätzt wurde.
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Die KSK-Versicherten entrichten ihre Sozialversicherungsbeiträge an die
Künstlersozialkasse, die ihrerseits die Beiträge weiterleitet. Säumige Zahler werden
gemahnt, sollten sie ihrer Zahlungspflicht weiterhin nicht nachkommen, wird in letzter
Konsequenz die Krankenversicherung ruhend gestellt. Bis zum 30. November 2020 wurden
2.768 Ruhensbescheide von der Künstlersozialkasse verschickt. Im durchschnittlichen
Mittel lag der Wert mit 252 Ruhensbescheiden im Monat im Jahr 2020 unter dem des Jahres
2019. Hier wurden durchschnittlich 273 Ruhensbescheide ausgesprochen. Die Möglichkeit
zur Einkommenskorrektur und damit auch zur Anpassung der Sozialversicherung bewährt
sich also.
 
Mindesteinkommen
 
Das Mindesteinkommen, das KSK-Versicherte aus künstlerischer Tätigkeit erzielen müssen,
um in der Künstlersozialkasse versichert sein zu können, beträgt 3.900 Euro im Jahr. Dieses
Einkommen muss 51 Prozent des Gesamteinkommens der Versicherten ausmachen.
Generell besteht die Möglichkeit, das Mindesteinkommen zwei Mal innerhalb von sechs
Jahren zu unterschreiten. Mit dieser Regelung wird den typischerweise schwankenden
Einkommen aus künstlerischer Tätigkeit Rechnung getragen. Im Jahr 2020 wurde zusätzlich
die Möglichkeit eingeräumt, das Mindesteinkommen zu unterschreiten, ohne den
Versicherungsschutz zu verlieren. Für das Jahr 2021 wurde noch keine entsprechende
Regelung getroffen, dass soll aber noch nachgeholt werden. Angesichts der fortdauernden
Corona-Pandemie und den sich abzeichnenden Langzeitwirkungen, unter anderem was
Veranstaltungen betrifft, ist es notwendig, dass der Gesetzgeber auch für das Jahr 2021 die
Möglichkeit eröffnen, das Mindesteinkommen zu unterschreiten.
 
Gleichfalls sollte darüber nachgedacht werden, für das Jahr 2021 eine Sonderregelung für
diejenigen zu schaffen, die zusätzlich zu ihrer künstlerischen Tätigkeit einer geringfügigen
Beschäftigung nachgehen und hieraus vorübergehend ein höheres Einkommen erzielen als
aus der künstlerischen Tätigkeit. Nach aktueller Rechtslage verlieren sie ihren
Versicherungsschutz in der Krankenversicherung. Da bei geringfügiger Beschäftigung keine
Sozialversicherungspflicht in der Krankenversicherung besteht, entsteht hier eine Lücke in
der sozialen Sicherung, die dringend geschlossen werden muss. Denkbar wäre eine
befristete Sonderregelung für die Zeit der Pandemie.
 
Wirtschaftshilfen
 
Die ersten Hilfsmaßnahmen des Bundeswirtschaftsministeriums wurden ebenfalls im März
auf den Weg gebracht und standen ab April zur Verfügung. Die Vergabe erfolgte über die
Länder. Schnell zeigte sich, dass sie insbesondere für Soloselbständige der Kultur- und
Kreativwirtschaft wenig passfähig waren. Grundlage war die Erstattung von Betriebskosten,
also klassischerweise der Miete und anderer Fixkosten in einer Betriebsstätte.
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Soloselbständige aus der Kultur- und Kreativwirtschaft haben aber sehr oft keine
Betriebsausgaben. Die Hilfsmaßnahmen gingen an vielen vorbei.
 
Der Deutsche Kulturrat und viele andere Verbände setzen sich seit fast einem Jahr für
deutliche Veränderungen ein. Mit der Neustarthilfe für Soloselbständige im Rahmen der
Überbrückungshilfe III wurde jetzt ein erster wichtiger Schritt in die richtige Richtung
gemacht. Die Neustarthilfe kann von Soloselbständigen beantragt werden, die im Jahr 2019
mindestens 51 Prozent ihres Einkommens aus selbständiger Tätigkeit erwirtschaftet haben.
Weiter können unständig Beschäftigte, z. B. Schauspielerinnen und Schauspieler, die
Einkommen aus selbständiger Tätigkeit und unständiger Beschäftigung beziehen, die
Neustarthilfe beantragen. Einkünfte aus unständiger Beschäftigung werden Umsätzen aus
selbständiger Tätigkeit gleichgestellt. Soloselbständige können statt der Fixkosten eine
einmalige Betriebskostenpauschale ansetzen. Die volle Betriebskostenpauschale erhalten
diejenigen, deren Umsatz im Zeitraum Januar 2021 bis Juni 2021 im Vergleich zum Januar
2019 bis Juni 2019 um 60 Prozent oder mehr zurückgegangen ist. Bei der einmaligen
Betriebskostenpauschale, also keiner Einzelerstattung von Betriebskosten, liegt der
Referenzumsatz bei 50 Prozent des Gesamtumsatzes des Jahres 2019. Die maximale Höhe
beträgt 7.500 Euro. Die Betriebskostenpauschale wird als Vorschuss gezahlt. Wird im
Zeitraum Januar bis Juni 2021 ein höherer Umsatz erzielt, muss der Vorschuss anteilig
zurückgezahlt werden. Der Betriebskostenzuschuss wird nicht auf die Grundsicherung
angerechnet. Sie kann, sofern erforderlich, zusätzlich beantragt werden. Die
Grundsicherung bezieht sich auf die privaten Ausgaben. Der Betriebskostenzuschuss ist ein
steuerbarer Zuschuss.
 
NEUSTART KULTUR
 
Im Unterschied zu den Regelungen der Grundsicherung sowie den Wirtschaftshilfen, die
sich an alle Unternehmen und Selbständigen richten, adressiert NEUSTART KULTUR, das
Programm von Kulturstaatsministerin Monika Grütters, nur den Kulturbereich. Insgesamt
eine Milliarde Euro stehen hierfür zur Verfügung. Im Januar 2020 waren bereits rund 900
Millionen Euro belegt, das heißt an die Fonds und Verbände vergeben. Die Besonderheit
dieses Programms besteht darin, dass der größte Teil der Mittel über die
Bundeskulturverbände, Verbände oder Stiftungen vergeben wird. Dadurch besteht eine
besonders große Nähe zu den Organisationen, Ensembles, Institutionen oder Künstlerinnen
und Künstler, die mit den Mitteln erreicht werden sollen.
 
Und der Bedarf ist riesig! Viele Programme sind überzeichnet. Teilweise musste ein
erheblicher Teil an sehr guten Anträgen abgelehnt werden, weil zu wenig Mittel zur
Verfügung stehen. Eine Aufstockung der Mittel aus NEUSTART KULTUR ist daher dringend
erforderlich. Dabei muss auch in den Blick genommen werden, dass die Auswirkungen der
Corona-Pandemie, selbst wenn endlich die Impfprogramme richtig anlaufen und wenn



29. Januar 2021

Kulturpolitischer Wochenreport

Seite 4 / 8
Adresse: https://www.kulturrat.de/presse/kulturpolitischer-wochenreport/4-kw-2021/

Lockerungen möglich sind, noch lange andauern werden. Im Unterschied zur
Grundsicherung und den Wirtschaftshilfen, die unmittelbare Hilfe in der Not sind, ist
NEUSTART KULTUR ein Wiederbelebungs- und damit auch Hoffnungsprogramm.
 
Kulturstaatsministerin Monika Grütters will für die coronabedingten Hilfen für die
Kulturszene 1,5 Milliarden Euro zusätzlich aus dem Bundeshaushalt. Sie kündigte an, so
bald wie möglich im Haushaltsausschuss des Bundestages für die zusätzlichen Mittel
werben zu wollen. Der Deutsche Kulturrat unterstützt die Kulturstaatsministerin bei ihrem
Bemühen diese Mittelaufstockung für NEUSTART KULTUR zu erreichen.
 
Bürgschaftsprogramm
 
Bundesfinanzminister Olaf Scholz (SPD) kündigt gerade in der neuen Ausgabe  (Ausgabe
2/21 Seite 7) von Politik & Kultur neue Hilfen für den von der Corona-Pandemie stark
betroffenen Kulturbereich an. Für die schwierige Lage in der Kultur- und Kreativwirtschaft
sei eine gute Lösung gefunden, so schreibt Scholz: „Wenn ein Event ausfällt, können die
entstandenen Kosten übernommen werden. Und Abschreibungen werden bis zu 50 Prozent
als förderfähige Kosten bei der Überbrückungshilfe berücksichtigt.“
 
Weiterhin arbeitet das Bundesfinanzministerium gegenwärtig an einem neuen Hilfsfonds,
der zwei Elemente umfassen soll: „Wir wollen kleinere Kulturveranstaltungen finanziell
fördern“, schreibt Scholz, „die aufgrund von Hygienevorgaben mit deutlich weniger
Publikum stattfinden müssen und sich sonst nicht rechnen würden. Das zweite Element ist
ein Fonds als eine Art Versicherung für größere Kulturveranstaltungen. Die Versicherung
soll einspringen für den Fall, dass eine Veranstaltung geplant und organisiert wird, wegen
Corona dann aber wider Erwarten doch abgesagt werden muss.“
 
Neue Programme für die Kulturveranstalter sollen nun offensichtlich endlich auf den Weg
gebracht werden. Eine verantwortungsvolle Vorbereitung des Wiederanfahrens des
Kulturbereiches ist nur leistbar, wenn es nach einer unerwarteten durch Corona bedingten
Absage eine finanzielle Absicherung gibt. Olaf Scholz hat dieses zentrale Problem des
Kulturbereiches bei der Bewältigung der Corona-Krise verstanden und will mit einem
milliardenschweren Bürgschaftsprogramm Abhilfe schaffen. Außerdem will er
Kulturveranstaltern, die aus Coronaschutzgründen nur deutlich weniger Publikum
empfangen dürfen, unterstützen. Ich bin gespannt, was Bundeswirtschaftsminister Peter
Altmaier (CDU) zu dem Vorschlag von Olaf Scholz sagen wird. Wirtschaftshilfen liegen
eigentlich in seinem Verantwortungsbereich.
 
Perspektiven gewinnen
 
Corona und kein Ende …  und es gibt keine Perspektiven mehr. Aus den Verbänden im
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Deutschen Kulturrat ist oft zu hören, dass sich ihre Mitglieder beruflich neu orientieren,
dass sie resigniert haben und sich eine Zukunft im Kulturbereich derzeit nicht vorstellen
können. Neben den ökonomischen Sorgen, die viele zu diesem Schritt veranlassen, weil die
Hilfen nicht passgenau sind oder teils auch gar nicht infrage kommen, wird die
Perspektivlosigkeit oft als Grund angegeben.
 
Die Unsicherheit, wann der Kulturbetrieb wieder hochgefahren wird, ist sehr groß. Die
Sorge vor Kürzungen im öffentlichen Kultursektor geht um und dies obwohl in zwei
Ländern, Rheinland-Pfalz und Hamburg, gerade erst die Kulturetats erhöht wurden.
Gleichzeitig hat eine Stadt wie München deutliche Kürzungen im Kulturbereich
angekündigt. Viele privatwirtschaftliche Unternehmen aus der Kultur- und
Kreativwirtschaft, die von Entwicklungen anderer Branchen abhängig sind, bangen, wann
endlich wieder Aufträge kommen, damit sie ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter aus der
Kurzarbeit holen und auch wieder Aufträge an Freiberufler vergeben können. Über die
Auswirkungen der Corona-Pandemie haben als Erstes jene gesprochen, die ohnehin prekär
arbeiten. Sie waren vollkommen zu Recht lange im Fokus. Längst sind die Auswirkungen
der Pandemie aber auch bei gesunden Unternehmen angekommen, die zuvor keine
wirtschaftlichen Probleme kannten und die nun ihre Reserven aufgebraucht haben. Sie
müssen endlich auch berücksichtigt werden.
 
Das Wichtigste ist daher aus meiner Sicht: Perspektiven für den gesamten Kulturbereich zu
gewinnen. Für die öffentlichen Kultureinrichtungen ebenso wie für die
privatwirtschaftlichen Unternehmen der Kultur- und Kreativwirtschaft. Für die
Künstlerinnen und Künstler sowie die Beschäftigten der Kulturbranchen. Für die vielen
Vereine und für die vielen ehrenamtlich Engagierten. Denn: Corona wird ein Ende haben.
 
Ihr
 
Olaf Zimmermann
Geschäftsführer des Deutschen Kulturrates
Twitter: olaf_zimmermann
 
 
PS. Lesen Sie auch meinen kleinen Kommentar „Corona-Pandemie: Der Föderalismus ist in
einer schweren Krise“ aus der neuen Politik & Kultur.
 

 
Corona: Der tiefe Fall der europäischen Kultur- und Kreativwirtschaft
 
Kaum eine Branche hat in der Coronakrise ähnlich hohe Verluste wie die Kultur- und
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Kreativwirtschaft zu verzeichnen. Gleichzeitig könnte ihre gezielte Förderung aber auch ein
Schlüssel für die Wiederbelebung der europäischen Wirtschaft sein. Dies ist das Ergebnis
der aktuellen Studie „Rebuilding Europe: The cultural and creative economy before and
after COVID-19“, die im Auftrag der europäischen Verwertungsgesellschaften entstand.
 
So stark die Kultur- und Kreativbranche 2019 in Europa war, so sehr wurde sie von den
Einschränkungen im Zusammenhang mit der Corona-Pandemie getroffen. Der Sektor erlitt
2020 Umsatzverluste von mehr als 30 Prozent – ein kumulierter Verlust von 216 Mrd. Euro.
Die Kreativbranche in Europa verzeichnete damit höhere Umsatzeinbrüche als die
Tourismusbranche und kaum geringere als die Luftfahrtbranche. Insbesondere die
Musikwirtschaft und der Bereich der Darstellenden Kunst mussten Mindereinnahmen von
75 bis 90 Prozent hinnehmen.
 
Lesen Sie hier die aktuelle Studie der europäischen Verwertungsgesellschaften in einer
deutschen Kurzfassung.
 

 
Neu: Politik & Kultur 2/2021
 
Themen der Ausgabe:
 

Stadtkultur
Polis bis Megacity – Wo kommen wir her, wo wollen wir hin?
Corona vs. Kultur
NEUSTART KULTUR, DigitalProgramme, Überbrückungshilfe III, Künstlersozialkasse:
Wie geht es jetzt weiter?
Europäische Kultur
Stimme aus dem Europaparlament: Wie fördert die Europäische Union jetzt Kultur-
und Kreativwirtschaft?
Design in Ost und West 
Deutscher Werkbund, Typografie, Thonet-Stuhlikone, DDR Möbeldesign: Modernes
Design in Ost und West
Rundfunkbeitrag
Nach der Magdeburger Entscheidung, vor dem Bundesverfassungsgerichtsurteil: Wie
reformbedürftig ist der ÖRR?

 
Weitere Themen: Kultur-Ministerkonferenz, Deutsche Stiftung für Engagement und
Ehrenamt, Kulturfördergesetz für Berlin, Leitbild der Klassik Stiftung Weimar, Europäisches
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Lyrikmagazin TRIMARAN, Stimme aus dem EU-Parlament: Sabine Verheyen, Innen &
Außen in der Kulturpolitik – Zusammenarbeit fördern, Gaming-Szene in Afrika, Debatte um
Rundfunkbeitrag, Thomas Wohlfahrt im Porträt u.v.m.
 

Politik & Kultur ist die Zeitung des Deutschen Kulturrates. Sie wird herausgegeben
von Olaf Zimmermann und Theo Geißler.

 

Sie erscheint zehnmal jährlich und ist erhältlich in Bahnhofsbuchhandlungen, an
großen Kiosken, auf Flughäfen und im Abonnement: Einzelpreis: 4,00 Euro, im
Abonnement: 30,00 Euro (inkl. Porto), im Abonnement für Studierende: 25 Euro (inkl.
Porto).

 

Die Februar 2021-Ausgabe von Politik & Kultur mit dem Schwerpunkt „Stadtkultur:
Polis bis Megacity – Wo kommen wir her, wo wollen wir hin?“ steht als kostenfreies E-
Paper (pdf-Datei) zum Herunterladen bereit.

 

 
Text der Woche: Johann Michael Möller „Unsere großen Kultureinrichtungen sind
nicht in bester Verfassung: Von PR-Agenturen kommt keine Strahlkraft nicht“
 
Vielleicht hat Corona manches verdeckt. Vielleicht ist die Not der Kunstschaffenden
inzwischen so groß, dass man darüber die bekannten Probleme in den großen
Kultureinrichtungen vergisst. Denn bei genauerem Hinsehen fällt auf, dass etliche dieser
nationalen Institutionen nicht in bester Verfassung sind. Aber kaum jemand regt sich
darüber mehr auf.
 
Johann Michael Möller ist Ethnologe und Journalist. Er war langjähriger Hörfunkdirektor
des MDR.
 
Lesen Sie den Text hier!
 

 
Neuerscheinung: Die Auseinandersetzung mit der Geschichte ist nie abgeschlossen
 
Auschwitz gilt als die Chiffre der Vernichtung der Juden Europas. Am 27. Januar wird
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jährlich der Befreiung des Konzentrations- und Vernichtungslagers durch die Rote Armee
gedacht. Welche Relevanz hat dieser Tag für die in Deutschland lebenden Menschen heute
noch – außer einer kurzen Sequenz in den Nachrichten? Wie kann in einer multiethnischen
Gesellschaft an das Verbrechen an den Juden Europas erinnert werden? Wie kann
Erinnerung gelingen, wenn das Geschehen von Zeitgeschichte zu Geschichte wird? Der
Sammelband sucht Antworten auf diese Fragestellungen und bietet einen Ausblick in die
Zukunft des Erinnerns, denn: „Die
Auseinandersetzung mit der Geschichte ist nie abgeschlossen“.
 
Hg v. Doron Kiesel, Natan Sznaider und Olaf Zimmermann
ISBN 978-3-947308-30-9, 224 Seiten,19,80 Euro
Hier bestellen.
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